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Ein «Kopf hoch» 
für Andrea Dettling

Zum Interview «Andrea Dettling will
zurück auf die Piste» vom 13. Novem-
ber.
Liebe Andrea Dettling. Mit Interesse
und Mitleiden habe ich den Artikel
über Ihre Karriere und Ihren langen
Leidensweg gelesen. Ich erinnere
mich noch genau daran, wie Sie vor
Jahren jeweils vor dem Sponsorenlauf
noch in meine Praxis kamen, um Ih-
ren Rundenbonus zu sichern und da-
nach wieder, um über Ihre Leistung
Bericht zu erstatten und den verdien-
ten Obulus als Zustupf für Ihre Alpin-
skikarriere einzutreiben.

Jugendliche, die ein Ziel vor Augen
haben und dies mit Eifer verfolgen, im-
ponieren mir gerade in einer Zeit voll
«Gamen und Abhängen». Mittlerwei-
le holen sich andere junge Sportler 
ihren Zustupf ab, jedoch möchte ich
Ihnen weiterhin alles Gute wünschen
und Ihnen ein «Kopf hoch» schicken!

PHILIPP KÜMIN, PFÄFFIKON

Freiwillig auf das
Füttern verzichten
Die Badesaison ist vorbei. Man fla-
niert gut eingekleidet an den Ufern –
so auch auf dem Weg der Badi in Pfäf-
fikon. Die Bucht ist sehr schön, aller-
dings leider nur die Sicht in die Ferne.
Am Ufer tummeln sich Enten und
Schwäne, doch was diese nach der
Verdauung (von zu viel Hergebrach-
tem) so liegen lassen, stinkt sehr oft
und sieht überhaupt nicht appetitlich
aus.

Im Frühling wird dort der Bade-
betrieb wieder eröffnet. Die Wasser-
vögel haben sich an den Ort gewöhnt
und bleiben auch in den warmen 
Monaten dort. Einzelne Badende füt-
tern dann das Federvieh sogar noch
auf der Liegewiese. Das Resultat: ver-
schmutzte Wiese und überhandneh-
mende Entenflöhe im Wasser. Dies ist
ein Zustand, der sicher nicht zu 
einem gesunden Strandbad gehört.

Könnte man nicht während des
Winters den Badi-Bereich (wenigs-
tens als Versuch) am Ufer einzäunen?
Und mittels Hinweistafeln darauf auf-
merksam machen, dass die Tiere
(wenn schon) nur auf der anderen Sei-
te, also östlich der Schiffsanlegestelle,
gefüttert werden sollten? Dies würde
sicher zu einer wesentlichen Ver-
besserung der Qualität der Badi bei-
tragen. 

Übrigens: Verfaulendes Brot be-
günstigt das unerwünschte Algen-
wachstum im See beträchtlich; ein
Kilo kann bis 1600 Kilogramm Algen
wachsen lassen. Das Bafu (Bundes-
amt für Umwelt) erwägt bereits für
gewisse Gebiete ein Fütterungsver-
bot. Freiwillige Einschränkungen sind
sicher angebracht. 

TONY BÜCHEL, PFÄFFIKON 

Gleich lange Spiesse 
für Kleinparteien, bitte
Mit dem bevorstehenden Abstim-
mungswochenende und der emsigen
Diskussion um die verschiedenen Vor-
lagen kann gut vergessen gehen, dass
im Kanton Schwyz auf anderer Ebene
ebenfalls ein ganz wichtiger politi-
scher Entscheid bevorsteht: Morgen
Mittwoch debattiert der Kantonsrat in
einer ersten Lesung über das neue
Wahlrecht. Dabei geht es um nichts
Geringeres als den Zugang für alle zu
den Hallen der Politik. Sowohl das von
der SVP beabsichtigte Majorzwahl-
verfahren als auch die Anstrengungen,
im regierungsrätlich vorgeschlagenen
Proporzwahlverfahren eine Sperr-
klausel gegen kleine Parteien zu ver-
hängen, rütteln massiv an der Gerech-
tigkeit zukünftiger Wahlen und stellen
die Gleichberechtigung der Stimm-
bürger infrage. Lasst uns also unseren
Kantonsräten genau auf die Finger
schauen, wenn es um ihre Absichten
gegenüber diesen zentralen Grund-
lagen unserer Demokratie geht.

Dem Majorz, bei dem oft die Hälf-
te aller abgegebenen Stimmen verlo-
ren gehen und die betroffenen Stimm-
berechtigten eigentlich genauso gut

hätten daheim bleiben können, wur-
den durch ein kürzlich gesprochenes
Urteil des Bundesgericht strikte Be-
dingungen auferlegt, wodurch er für
den Kanton Schwyz wahrscheinlich
gar nicht mehr infrage kommt. Anders
sieht es beim Proporz aus, der für vie-
le ein fundamental gerechteres Wahl-
verfahren darstellt. Hier hat der
Schwyzer Regierungsrat einen Vor-
schlag ausgearbeitet, bei dem weiter-
hin jeder Gemeinde mindestens ein
Sitz im Kantonsrat zusteht, aber die
Verteilung auf die Parteien gemäss er-
reichtem Wähleranteil stattfindet. 

Der Grundgedanke dahinter, dass
der Kantonsrat eine möglichst getreue
Abbildung der politischen Kräfte im
Kanton sein soll, wird nun von gewis-
sen Akteuren aus SVP und FDP kor-
rumpiert. Sie schlagen vor, eine zu-
sätzliche, frei erfundene Hürde in
Form einer Sperrklausel einzuführen,
sodass nur Parteien mit mindestens
drei Prozent Wähleranteil überhaupt
Sitze belegen dürfen. Man kann als
kleinere Partei 2,99 Prozent errei-
chen und kriegt trotzdem keinen 
einzigen Sitz. Die derzeit im Kanton
aktiven Kleinparteien BDP, EVP, GLP
und Grüne müssen nur je einige Pro-
zent der Wähler für sich gewinnen
(was sie derzeit tun), damit bereits
wieder jede zehnte Stimme nicht 
zählen würde. Von getreuer Abbil-
dung der politischen Kräfte kann
dann keine Rede mehr sein.

Wollen wir wirklich ein Wahlver-
fahren, das auf künstliche Weise zehn
oder mehr Prozent der Stimmberech-
tigten von der politischen Mitbestim-
mung im Kantonsrat ausschliesst? Wir
befinden uns nicht mehr im Mittel-
alter, als die mächtigen Fürsten aus 
ihren gesicherten Burgen heraus über
die umliegende Bevölkerung regier-
ten. Dass sich die modernen Mächti-
gen, nämlich die grossen Parteien, in
den Türmen der Politik zu verschan-
zen versuchen und den Kleinen durch
Hochziehen der Zugbrücke den ihnen
zustehenden Zugang verwehren wol-
len, darf von keinem gemeinschaftlich
denkenden Bürger hingenommen
werden. Zeichnen wir uns in der
Schweiz im Vergleich zu teilweise
frappanten Scheindemokratien in an-
deren Ländern nicht gerade dadurch
aus, dass alle politischen Akteure bis
hin zum einzelnen Stimmbürger in die
Gesetzgebung miteinbezogen wer-
den, um konsensfähige Lösungen zu
erarbeiten, die auch Minderheiten
weiterhin teilhaben lassen? Verfolgen
wir also aufmerksam, wie die Diskus-
sion im Kantonsrat verlaufen wird.

MARTIN MÜLLER, LACHEN

Demokratie 
im Wahlverfahren
Nach einem langwierigen und kräfte-
zehrenden Tauziehen sowie aufwen-
digem Positionierungsgerangel rund
um ein modernes Wahlverfahren für
den Kantonsrat steht die Legislative
des Kantons Schwyz nun in der
Pflicht, sich öffentlich zu bekennen
und Flagge zu zeigen. Über die ver-
gangenen Monate haben die Klein-

parteien EVP, GLP, GP und BDP zu-
sammen mit der vertretungsstärkeren
SP erfolgreich fundamentale Aufklä-
rungsarbeit an der Basis betrieben.
Die vorbereitende Kommission des
Kantonsrats hat am 15. September
mit dem Gegenvorschlag zur Majorz-
initiative diese Vorarbeit zwar gebüh-
rend gewürdigt, jedoch einen kriti-
schen Punkt offen gelassen – die
Sperrklausel.

Kurz vor der Ziellinie droht nun ein
Scheitern aufgrund dieser Sperrklau-
sel und dem damit verbundenen Posi-
tionierungs-Jo-Jo einzelner Parteien.
Klammert man die SVP, welche ohne
Mühe auch in einem Proporzsystem
dominieren würde, als wählerstärkste
Partei aus, so stellt man fest, dass so-
wohl der Demokratiegedanke als
auch der Sinn für ein faires und be-
ständiges Wahlverfahren den Ängsten
über eine «unbekannte» Zukunft ge-
wichen sind. Als Rettungsanker soll
nun diese Sperrklausel – je nach Par-
tei – zwischen einem bis fünf Prozent
angesetzt werden.

Hätte man Vertrauen in das vorge-
schlagene Proporzmodell, wäre die
demokratisch korrekte Lösung, die
auch die BDP Schwyz unterstützt, auf
eine Sperrklausel zu verzichten. Auch
gilt die These, dass sich die gefühlte
Stärke der Partei umgekehrt propor-
tional zum geforderten Sperr-Prozent-
satz verhält. Somit ergeben sich in
letzter Minute unnötig zermürbende
Grabenkämpfe, welche sich zu guter
Letzt lediglich als wahlpropagandisti-
sche Werbung entpuppen.

Als Brückenschlag könnte ein par-
teiübergreifender Kompromiss einer
Sperrklausel von einem Prozent die-
nen. Damit würden die Unentschlos-
senen ihr Gesicht wahren und die Fis-
kalpolitiker die vermiedenen minima-
len Mehrkosten eines Wahlverfahrens
ohne Sperrminorität vorweihnacht-
lich preisen können. Der Mut für Neu-
es fehlt im entscheidenden Moment.
PETER SCHWEIGHOFER, VIZE-PRÄSIDENT

BDP KANTON SCHWYZ, SCHINDELLEGI

Handgestrickt 
und untauglich
Anlässlich der HEV-Versammlung
vom 6. November im «Seedamm Pla-
za» wurde seitens der Initianten die
zur Abstimmung stehende kantonale
Doppelinitiative vorgestellt. Die bei-
den Referenten präsentierten einen
handgestrickten Zahlensalat und ver-
sprachen Steuerersparnisse für Eigen-
heimbesitzer, welche nicht einhaltbar
sind. In der darauffolgenden Frage-
runde erhielten die Besucher auswei-
chende Antworten, insbesondere bei
Fragen nach konkreten Zahlen und
Auswirkungen. 

Die vorberatende Kommission und
die Mehrheit des Kantonsrats emp-
fehlen mit gutem Grund, am bewähr-
ten System im Kanton Schwyz fest-
zuhalten, denn die übergeordnete
Bundesgesetzgebung bleibt ohnehin
bestehen, und die «Gestaltungsmög-
lichkeit» auf kantonaler Ebene sind
marginal. Auch die FDP Kanton
Schwyz beschloss deutlich die Nein-

Parole zur Doppelinitiative. Ich bin
überzeugt, das Schwyzer Stimmvolk
ist gut beraten, sich auf keine Expe-
rimente einzulassen und die beiden
Initiativen als untauglich abzulehnen.

SIBYLLE OCHSNER, 
FDP-KANTONSRÄTIN, GALGENEN

Für die Gewerbler 
enorm wichtig
SP-Kantonsrat Andreas Marty kriti-
siert den Kantonal Schwyzerischen
Gewerbeverband (KSGV), weil er den
Hauseigentümerverband aktiv in sei-
ner Abstimmungskampagne unter-
stützt. Vorweg: Der Entscheid für die
HEV-Doppelinitiative wurde anläss-
lich der Präsidentenkonferenz des
KSGV nach sehr ausgiebiger Diskus-
sion mit einer grossen Mehrheit un-
terstützt. Es geht dem KSGV grund-
sätzlich um die Sache, und die Dele-
gierten hatten hier klar eine andere
Meinung als der Regierungs- und
Kantonsrat. 

Eine andere Meinung als der Haus-
eigentümerverband hatte der KSGV
bei der Steuergesetz-Revision. Er
unterstützte damals die Regierungs-
vorlage. Aber das gehört zur Demo-
kratie. Die Präsidentenkonferenz war
von der HEV-Doppelinitiative über-
zeugt, weil sie eine wirkliche Verbes-
serung im Schätzungsbereich bringt,
nämlich moderate Schätzungen mit
mehr Transparenz, weniger Büro-
kratie, Kosteneinsparungen bei der
kantonalen Verwaltung und eine ge-
ringere NFA-Beitragslast. Vor allem
für die Gewerbler sind zurückhalten-
de Schätzungen enorm wichtig. Sie
reduzieren Kosten im zentralen Be-
reich «Gebäude». Sie erleichtern zu-
dem die Nachfolgeregelung in Famili-
enbetrieben. Deshalb sage ich Ja zur
HEV-Doppelinitiative.

KARL FISCH, PRÄSIDENT KANTONAL
SCHWYZERISCHER GEWERBEVERBAND,

GROSS

Grenzenloses 
Wachstum stoppen
Was heisst Ecopop? Es ist eine Wort-
kreation von «Ecologie» und «Popu-
lation». Also frei übersetzt: Das Be-
völkerungswachstum darf nicht auf
Kosten der Umwelt gehen. So lautet
das Ziel der Initiative, die natürlichen
Lebensgrundlagen zu erhalten. Was
kann man da dagegen haben? Es gibt
nirgends grenzenloses Wachstum.
Doch wir verhalten uns, als ob es 
immer so weitergeht. «Die Wirtschaft
kann die benötigten Fachkräfte nicht
mehr rekrutieren», lautet eine viel 
zitierte Auswirkung der Initiative.
Wirklich? Das steht in krassem Wider-
spruch, wie schnell das Personal dann
plötzlich wieder entlassen wird.

Wir geben uns Trugschlüssen hin.
Zum Beispiel, dass sich mit «Raum-
planung» Probleme lösen liessen. Im
Gegenteil: Der Druck auf die natürli-
chen Ressourcen nimmt laufend zu.
Oder die «Wende mit Atomausstieg».
Mehr Menschen gleich mehr Energie.
Unverständlich ist die Bundesbehör-

den-Propaganda im Abstimmungs-
büchlein (Seite 25), dass der Schutz
der Umwelt zwar eine wichtige Auf-
gabe sei. Wie aber der Verbrauch ge-
nerell beim heutigen Bevölkerungs-
wachstum gesenkt werden könnte,
bleibt unbeantwortet. Etwa mit der
am 5. November geforderten «Bun-
des-Wasserstrategie», um sich bald die
doppelte Bevölkerungszahl zu leisten
– unter anderem mit dem Trinkwas-
serschutz bei Trockenheit vor der land-
wirtschaftlichen Nutzung. Von wo
kommt denn künftig die Nahrung?
Deshalb schiebe ich solchen Theorien
den Riegel und stimme Ja zur Ecopop-
Initiative. RENÉ BÜNTER,

SVP-KANTONSRAT, LACHEN

Wo bleibt die 
Fremdenfreundlichkeit?
Warum ein Land wie die Schweiz, das
es sich leisten kann, Milliarden in
Strassen und Infrastruktur zu pum-
pen, armen Ländern nicht 150 Millio-
nen Franken für die freiwillige Fami-
lienplanung zur Verfügung stellen
soll, verstehe ich überhaupt nicht.
Ausgerechnet Leute in unserem Land,
die an jeder Ecke eine Apotheke, 
einen Laden oder einen Arzt haben,
wo sie sich mit Verhütungsmitteln 
aller Art eindecken können, wollen
diese Möglichkeit armen Menschen
verweigern. Wo ist denn da die viel 
gerühmte Menschenwürde und Frem-
denfreundlichkeit?

GABRIELE FREI, PFÄFFIKON

Gold-Initiative
gefährdet Arbeitsplätze
Nicht umsonst warnt der Schweizer
Gewerbeverband vor dieser Initiative,
welche mit dem Titel «Rettet unser
Schweizer Gold» so harmlos daher
kommt. Die Gold-Initiative gefährdet
tatsächlich unsere Arbeitsplätze. Mit
der Gold-Initiative wird die Unab-
hängigkeit unserer Schweizerischen
Nationalbank (SNB) aufs Spiel ge-
setzt. Sie ist Gift für das Vertrauen in
die SNB und schwächt diese massiv.
In konjunkturell turbulenten Phasen
würde der 20-Prozent-Gold-Zwang
den Handlungsspielraum der SNB
massiv einschränken. Dass Gold heu-
te zudem eine äusserst wechselhafte
Währung ist, sei hier nur am Rande 
erwähnt.

Die Nationalbank hat einen klaren
Auftrag: Den Franken schützen, die
Preise stabil halten und gute Bedin-
gungen für unsere Wirtschaft schaffen.
Bei einer Annahme der Gold-Initiati-
ve könnte die SNB ihre Aufgaben
kaum mehr richtig wahrnehmen. Ra-
sche und wichtige Reaktionen auf
wirtschaftliche Entwicklungen wären
fortan nicht mehr möglich. Die Initia-
tive würde somit nicht nur unseren
Exportfirmen schaden, sondern letzt-
lich auch zahlreiche inländische Ar-
beitsplätze gefährden. Auch aus Sicht
des Schwyzer Gewerbes ist die Gold-
Initiative deshalb entschieden abzu-
lehnen. WALTER ZÜGER,

SVP-KANTONSRAT, LACHEN

Ein Leserbriefschreiber fordert, dass Enten und Schwäne in der Badi nicht gefüttert werden sollen. Bild zvg


